
 

Erläuternder Bericht des Vorstands gemäß § 120 Abs. 3 S. 2 AktG zu den An-
gaben nach §§ 289 Abs. 4 und 315 Abs. 4 HGB im Bericht über die Lage der 
Beiersdorf Aktiengesellschaft und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2008 
 

 
Gemäß § 120 Abs. 3 S. 2 AktG erstattet der Vorstand der Beiersdorf Aktiengesell-
schaft nachfolgend einen erläuternden Bericht zu den Angaben im Lagebericht nach 
den §§ 289 Abs. 4 und 315 Abs. 4 HGB (Seite 60 ff. des Geschäftsberichts 2008):  
 
1. Das gezeichnete Kapital (Grundkapital) der Gesellschaft beträgt unverändert 

252 Mio. €. Es ist in 252 Mio. auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt, die 
am Grundkapital der Gesellschaft jeweils mit einem anteiligen Betrag von 1 € be-
teiligt sind und die jeweils die gleichen Rechte – insbesondere gleiche Stimm-
rechte – gewähren. Keinem Aktionär und keiner Aktionärsgruppe stehen Sonder-
rechte zu.  

 
2. Die Aktionäre der Beiersdorf Aktiengesellschaft sind im Hinblick auf den Erwerb 

oder die Veräußerung von Aktien der Gesellschaft nicht durch die Satzung be-
schränkt. Der Erwerb und die Veräußerung von Aktien bedürfen zu ihrer Wirk-
samkeit insbesondere nicht der Zustimmung durch Organe der Gesellschaft. 
Auch sonstige Beschränkungen, die die Übertragbarkeit von Aktien der Gesell-
schaft betreffen, sind dem Vorstand nicht bekannt. 
Das Stimmrecht der Aktionäre unterliegt nach Kenntnis des Vorstands mit Aus-
nahme eventuell eingreifender gesetzlicher Stimmverbote keinen Beschränkun-
gen. Die Stimmrechte sind nicht auf eine bestimmte Anzahl von Aktien oder eine 
bestimmte Stimmenzahl begrenzt. Sämtliche Aktionäre, die sich rechtzeitig zur 
Hauptversammlung angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben, 
sind zur Abgabe des Stimmrechts aus allen von ihnen gehaltenen und angemel-
deten Aktien berechtigt. Nicht stimm- und dividendenberechtigt sind gemäß 
§ 71b AktG die von der Beiersdorf Aktiengesellschaft gegenwärtig gehaltenen 
25.181.016 Stückaktien (entsprechend rund 9,99 % des Grundkapitals der Ge-
sellschaft). 
 

3. Die Tchibo Beteiligungsgesellschaft mbH, Hamburg, hält nach Kenntnis des Vor-
stands seit dem 9. August 2005 direkt 50,46 % der Stimmrechte an der Beiersdorf 
Aktiengesellschaft. Diese Stimmrechte werden der maxingvest AG (vormals Tchi-
bo Holding AG), Hamburg, gemäß § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, S. 3, Abs. 3 WpHG in 
voller Höhe zugerechnet.  
Außerdem findet nach § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, S. 3, Abs. 3 WpHG eine Zurech-
nung dieser Stimmrechte in voller Höhe zu nachfolgend aufgeführten Personen 
und Gesellschaften statt: 

 SPM Beteiligungs- und Verwaltungs GmbH, Norderstedt 
 Scintia Vermögensverwaltungs GmbH, Norderstedt 
 Trivium Vermögensverwaltungs GmbH, Norderstedt 
 Herr Michael Herz, Deutschland 
 Herr Wolfgang Herz, Deutschland 
 Ingeburg Herz GbR, Norderstedt 
 Max und Ingeburg Herz Stiftung, Norderstedt 
 Frau Ingeburg Herz, Deutschland 
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Weitere direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die zehn Prozent der 
Stimmrechte überschreiten, bestehen nach Kenntnis des Vorstands nicht.  
 

4. Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, hat die Gesellschaft 
nicht ausgegeben.  

 
5. Es besteht auch keine Beteiligung von Arbeitnehmern am Kapital, aus der die 

Arbeitnehmer ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben können. 
 
6. Die Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands erfolgt gemäß 

§§ 84, 85 AktG, § 31 MitbestG und § 7 der Satzung. Danach bestellt der Auf-
sichtsrat die Vorstandsmitglieder und zwar maximal für die Dauer von fünf Jahren. 
Erneute Bestellungen – jeweils für höchstens fünf Jahre – sind zulässig. Gemäß 
§ 7 der Satzung besteht der Vorstand aus mindestens drei Personen; im Übrigen 
bestimmt der Aufsichtsrat die Anzahl der Vorstandsmitglieder. Nach § 31 Mit-
bestG ist für die Bestellung von Vorstandsmitgliedern eine Mehrheit von mindes-
tens zwei Dritteln der Mitglieder des Aufsichtsrats erforderlich. Kommt hiernach 
eine Bestellung nicht zustande, hat der Vermittlungsausschuss des Aufsichtsrats 
innerhalb eines Monats nach der Abstimmung dem Aufsichtsrat einen Vorschlag 
für die Bestellung zu machen. Der Aufsichtsrat bestellt dann die Mitglieder des 
Vorstands mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. Kommt auch hiernach 
eine Bestellung nicht zustande, hat bei einer erneuten Abstimmung der Aufsichts-
ratsvorsitzende zwei Stimmen. 
Die Änderung der Satzung erfolgt nach den §§ 179, 133 AktG sowie § 16 der 
Satzung und erfordert – entsprechend den gesetzlichen Vorschriften – einen 
Hauptversammlungsbeschluss, der mit einfacher Stimmenmehrheit sowie mit ei-
ner Dreiviertelmehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals 
gefasst werden muss. Die Änderung der Satzung wird mit der Eintragung im 
Handelsregister wirksam. Nach § 16 der Satzung ist der Aufsichtsrat ermächtigt, 
Änderungen und Ergänzungen der Satzung zu beschließen, soweit diese nur die 
Fassung betreffen. Gemäß §  5  Abs. 6 der Satzung ist der Aufsichtsrat insbeson-
dere ermächtigt, § 5 der Satzung (Grundkapital) jeweils nach Ausnutzung von ge-
nehmigtem oder bedingtem Kapital entsprechend zu ändern und neu zu fassen. 
 

7. Die Hauptversammlung hat am 18. Mai 2005 den Vorstand ermächtigt, das 
Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Mai 2010 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
um bis zu insgesamt 87 Mio. € durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe neuer 
auf den Inhaber lautende Aktien zu erhöhen. Die Ausnutzung dieses genehmigten 
Kapitals kann bis zu einem Betrag von 45 Mio. € des Grundkapitals (genehmigtes 
Kapital I) und bis zu einem Betrag von weiteren 21 Mio. € des Grundkapitals (ge-
nehmigtes Kapital II) gegen Bareinlage und bis zu einem Betrag von weiteren 21 
Mio. € des Grundkapitals (genehmigtes Kapital III) gegen Bar- oder Sacheinlage 
erfolgen. Die Gewinnberechtigung neuer Aktien kann abweichend von § 60 Abs. 2 
AktG bestimmt werden. 
Den Aktionären ist ein Bezugsrecht einzuräumen. Das Bezugsrecht kann jedoch 
durch den Vorstand in folgenden Fällen mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausge-
schlossen werden: 
(1)  zum Ausgleich von infolge einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen entste-

henden Spitzenbeträgen (genehmigte Kapitalien I, II, III); 
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(2)  soweit dies erforderlich ist, um Inhabern/Gläubigern der von der Beiersdorf Ak-
tiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheits-
beteiligungsgesellschaften ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuld-
verschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde (genehmigte Kapitalien I, 
II, III); 

(3)  um neue Aktien zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabebetrags, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen 
soll, nicht wesentlich unterschreitet, wobei im Rahmen der Beschränkung die-
ser Ermächtigung auf insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals diejeni-
gen Aktien anzurechnen sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in An-
wendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG bei Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Veräußerung eigener Aktien und/oder bei Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ausgeschlossen 
wird (genehmigtes Kapital II); 

(4) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen (genehmigtes Kapital 
III). 

Der Vorstand wurde ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung und ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. 
 
Die Hauptversammlung hat am 18. Mai 2005 ferner beschlossen, das Grundkapi-
tal um bis zu insgesamt 40 Mio. € bedingt zu erhöhen. Am 17. Mai 2006 hat die 
Hauptversammlung außerdem eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln be-
schlossen. Gemäß § 218 S. 1 AktG hat sich damit das bedingte Kapital im glei-
chen Verhältnis erhöht. Dieses beträgt daher nunmehr 46.875.000 €. Die beding-
te Kapitalerhöhung wird nach dem zu Grunde liegenden Hauptversammlungsbe-
schluss nur insoweit durchgeführt, wie 
(1) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- und/oder Optionsrechten, die mit 

den von der Beiersdorf Aktiengesellschaft oder deren unmittelbaren oder mit-
telbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften bis zum 17. Mai 2010 auszuge-
benden Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen verbunden sind, 
von ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen oder wie 

(2) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Beiers-
dorf Aktiengesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheits-
beteiligungsgesellschaften bis zum 17. Mai 2010 auszugebenden Wandel-
schuldverschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen  

und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Anleihebedingungen dafür benötigt 
wird.  
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wand-
lungspflichten entstehen, am Gewinn teil. 
 
Eine Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im vorge-
nannten Sinne ist bislang nicht erfolgt. 
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Die Beiersdorf Aktiengesellschaft wurde durch Beschluss der Hauptversammlung 
vom 30. April 2008 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt, in der Zeit bis zum 
29. Oktober 2009 eigene Aktien im Umfang von insgesamt bis zu zehn vom Hun-
dert des derzeitigen Grundkapitals zu erwerben. Die Ermächtigung kann ganz 
oder in Teilen einmal oder mehrmals ausgeübt werden. Auf die im Rahmen dieser 
Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen Aktien der Ge-
sellschaft, welche diese bereits erworben hat und noch besitzt oder ihr gemäß 
den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, nicht mehr als zehn vom Hundert des 
Grundkapitals der Gesellschaft entfallen.  
Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Kaufangebots. Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der gezahlte 
Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie den Durchschnitt der Aktien-
kurse der Beiersdorf-Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an 
den dem Erwerb vorangehenden letzten fünf Börsentagen um nicht mehr als fünf 
vom Hundert über- und um nicht mehr als fünf vom Hundert unterschreiten. Er-
folgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufan-
gebots, so ist dieser zulässig, wenn der Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kauf-
preisspanne je Aktie (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der 
Aktienkurse der Beiersdorf-Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbör-
se an den der Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des Kaufangebots 
vorangehenden letzten zehn Börsentagen um nicht mehr als zwanzig vom Hun-
dert über- und um nicht mehr als zwanzig vom Hundert unterschreitet. Das Volu-
men des Angebots kann begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung des 
Angebots dieses Volumen überschreitet, muss die Annahme nach Quoten erfol-
gen. 
 
Die erworbenen eigenen Aktien kann der Vorstand ggf. mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre 
veräußern. Die Hauptversammlung hat den Vorstand durch Beschluss vom 
30. April 2008 ferner ermächtigt, die auf Grund der vorstehenden oder einer vor-
hergehenden Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats ganz oder teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu 
veräußern, soweit diese Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert wer-
den, der den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum 
Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Bör-
senkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt der Durchschnitt der Aktienkur-
se der Beiersdorf-Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handelssystem (oder ei-
nem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse wäh-
rend der der Veräußerung der eigenen Aktien vorangehenden letzten fünf Bör-
sentage. Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens zehn vom 
Hundert des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals, wobei bei einer Veräu-
ßerung eigener Aktien, die den vorgenannten Bestimmungen entspricht, diejeni-
gen Aktien anzurechnen sind, für die das Bezugsrecht der Aktionäre in Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
und/oder bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- bzw. Opti-
onsschuldverschreibungen ebenfalls ausgeschlossen wird. 
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Ferner wurde der Vorstand ermächtigt, die vorstehend beschriebenen eigenen 
Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre als Gegen- oder Teilgegenleistung im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Be-
teiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung von Beteiligungen) o-
der Unternehmensteilen zu verwenden. Er kann außerdem die vorstehend be-
schriebenen eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilwei-
se unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nutzen, um die Bezugs- 
und/oder Umtauschrechte aus von der Beiersdorf Aktiengesellschaft oder deren 
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebe-
nen Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen zu erfüllen. Zudem ist der Vor-
stand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die vorstehend beschriebe-
nen eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. 
Die Ermächtigung zur Einziehung kann ganz oder in Teilen, d.h. auch mehrfach, 
ausgeübt werden. 
Durch die Schaffung des genehmigten und bedingten Kapitals soll die Gesell-
schaft in die Lage versetzt werden, schnell und flexibel auf Wachstumsmöglich-
keiten und Möglichkeiten am Kapitalmarkt reagieren zu können. Die Ermächti-
gung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien ermöglicht es der Gesell-
schaft, insbesondere auch institutionellen oder anderen Investoren, Aktien der 
Gesellschaft anzubieten und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft zu erwei-
tern, sowie die erworbenen eigenen Aktien als Gegen- oder Teilgegenleistung für 
den Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen (einschließlich der 
Erhöhung von Beteiligungen) oder im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen, d.h. gegen Sachleistung, zu begeben.  
 

8. Es bestehen keine wesentlichen Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter der 
Bedingung eines Kontrollwechsels in Folge eines Übernahmeangebotes stehen. 

 
9. Es gibt keine Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die für den Fall 

eines Übernahmeangebots mit den Mitgliedern des Vorstands oder  Arbeitneh-
mern getroffen wurden. 

 
 
Hamburg, im März 2009 
 
Beiersdorf Aktiengesellschaft 
 


